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Datum -

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 19.
Februar 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger auch dessen
auÃ�ergerichtliche Kosten im Berufungsverfahren zu erstatten. Die Revision wird
nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente.

Der 1966 geborene KlÃ¤ger erlitt am 25. Oktober 1983 einen Arbeitsunfall, als er
als Auszubildender fÃ¼r den Beruf des Gas-Wasser-Installateurs beim Erneuern
eines Abflussrohres in einer ca. 2,5 m tiefen Grube von Sandmassen verschÃ¼ttet
wurde. Er wurde ins Klinikum W transportiert und nach kurzer Untersuchung wieder
entlassen.

Am 14. Juli 1998 wandte der KlÃ¤ger sich an die Beklagte und bat um eine
Begutachtung, weil SpÃ¤tfolgen des Arbeitsunfalls eingetreten seien. Die Beklagte
forderte von dem erstbehandelnden Facharzt fÃ¼r Chirurgie L einen Befundbericht
an. Dieser schilderte unter dem 13. Oktober 1998, dass der KlÃ¤ger zunÃ¤chst in
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seine Praxis gebracht worden sei. Er habe laufen und spontan atmen kÃ¶nnen, sei
jedoch geschockt und voll mit Sand verdreckt gewesen. Zum Ausschluss einer
FremdkÃ¶rperinhalation bzw. einer UnterkÃ¼hlung habe er den KlÃ¤ger sofort ins
damalige W Krankenhaus weitergeleitet. Die Beklagte zog Gutachten des
Medizinischen Dienstes der Krankenkassen (MDK) vom 2. MÃ¤rz 1990 und 18. Juni
1990, den Entlassungsbericht der Privatklinik fÃ¼r Psychogene StÃ¶rungen vom 15.
Mai 1990 sowie die Vorerkrankungsverzeichnisse der Techniker Krankenkasse fÃ¼r
die Zeit ab 1. Januar 1997 und der AOK fÃ¼r die Zeit bis zum 31. Dezember 1996
und einen Entlassungsbericht der Privatklinik fÃ¼r Psychogene StÃ¶rungen vom 25.
Juni 1999 Ã¼ber einen Aufenthalt vom 22. Februar bis zum 8. Juni 1999 bei.
AnschlieÃ�end beauftragte sie den Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. H und
die Diplom-Psychologin H mit der Erstellung eines fachÃ¤rztlichen und
psychologischen Gutachtens. Sie kamen am 21. Juli 1999 zu dem Ergebnis, der
Unfall sei nach dem primÃ¤ren Ablauf folgenlos gewesen. FÃ¼r die bestehende
Angstneurose sei der Arbeitsunfall weder vordergrÃ¼ndig noch gar wesentlich
ursÃ¤chlich gewesen. Nach aller Erfahrung wÃ¼rde ein derartiges Ereignis, wenn es
denn wirklich wesentlich psychotraumatisierend wirksam geworden sei, aktuell eine
Symptomatik auslÃ¶sen, allenfalls mit einer kÃ¼rzeren Intervallphase, keineswegs
aber erst nach mehrjÃ¤hrigem zeitlichen Ablauf.

Durch Bescheid vom 17. August 1999 in der Fassung des Widerspruchsbescheides
vom 27. Oktober 1999 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung einer Rente ab. Die
geklagten Beschwerden stÃ¼nden mit dem Arbeitsunfall nicht im ursÃ¤chlichen
Zusammenhang, seien vielmehr auf unfallfremde in der PersÃ¶nlichkeitsstruktur
des KlÃ¤gers begrÃ¼ndete Ursachen zurÃ¼ckzufÃ¼hren.

Mit der dagegen vor dem Sozialgericht Berlin erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger
geltend gemacht, bereits in engem zeitlichen Zusammenhang habe er eine
Angstsymptomatik z.B. beim U-Bahnfahren entwickelt und deshalb nur noch das
Motorrad fÃ¼r den Arbeitsweg benutzt. Das Sozialgericht hat Befundberichte des
Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. I, der Ã�rztin fÃ¼r Psychiatrie und
Psychotherapie Dr. B-G sowie der praktischen Ã�rztin H-S L eingeholt und das von
Prof. Dr. K am 1. September 1999 fÃ¼r den MDK erstattete Gutachten sowie den
Entlassungsbericht der C â�� Psychosomatische Klinik â�� vom 20. November 1998
zur Akte genommen. AnschlieÃ�end hat es ein SachverstÃ¤ndigengutachten des
Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie und Psychotherapie Dr. G nebst einem
ergÃ¤nzenden neuropsychologisch-psychologischem Gutachten der Diplom-
Psychologin D eingeholt. Die Diplom-Psychologin D ist in ihremGutachten vom 13.
Dezember 2000 zu dem Ergebnis gekommen, unfallunabhÃ¤ngig bestÃ¼nden als
psychosomatisch einzuschÃ¤tzende Beschwerden im Gastrointestinalbereich,
bezÃ¼glich der Angstsymptomatik gestalte sich die Sachlage uneindeutig. Ein
Einschleichen der Angstsymptomatik durch das Unfallereignis kÃ¶nne nicht
gÃ¤nzlich ausgeschlossen werden, da der KlÃ¤ger glaubhaft Symptome bereits aus
der FrÃ¼hphase angebe. Es sei auch glaubhaft, dass er damals die entsprechenden
AuffÃ¤lligkeiten nicht einzuordnen gewusst habe bzw. vor dem Hintergrund einer
eher verdrÃ¤ngenden PersÃ¶nlichkeitsstruktur nicht als beachtenswert
eingeschÃ¤tzt habe. Es sei jedoch anzunehmen, dass mehrere Ereignisse sowohl
aus dem persÃ¶nlichen als auch dem Arbeitsbereich eingetreten seien, die zu einer
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Dekompensation gefÃ¼hrt hÃ¤tten. Eine Gewichtung der verschiedenen Faktoren
(traumatisierendes Initialereignis, lebensgeschichtlich belastende Ereignisse aus
dem Bereich Familie und Beruf sowie problematische PersÃ¶nlichkeitsstruktur)
scheine angesichts der zeitlichen VerlÃ¤ufe und der eher spÃ¤rlichen
Dokumentation kaum leistbar. Dr. G hat in seinem Gutachten vom 15. Januar 2001
dargelegt, bei dem KlÃ¤ger liege zum einen eine phobische und episodisch
paroxysmale AngststÃ¶rung und zum anderen eine somatoforme StÃ¶rung vor.
Diese somatoforme StÃ¶rung habe ihren Ursprung bereits in der Kindheit, eine
Unfallbezogenheit sei nicht zu erkennen. Hinsichtlich der phobischen und episodisch
paroxysmalen AngststÃ¶rung sei es fÃ¼r ihn im Gegensatz zu Frau D plausibler
anzunehmen, dass das lebensbedrohliche Ereignis, das den KlÃ¤ger als
17-jÃ¤hrigen Lehrling, also nicht im gleichsam gestandenen Erwachsenenalter,
ereilt habe, Ã¼berragende Bedeutung besitze. Selbst wenn man die genannten
verschiedenen Faktoren als nebeneinander stehende Ursachen bzw. Mitursachen
mit annÃ¤hernd gleichwertiger Bedingungsbedeutung einstufen wÃ¼rde, mÃ¼sste
die unfallbedingte SchÃ¤digungsfolge in vollem Umfang anerkannt werden. Es
bestehe ausprÃ¤gungs- und auswirkungsmÃ¤Ã�ig eine stÃ¤rker behindernde
StÃ¶rung mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit,
die eine MdE von 30 v.H. bedinge.

Die Beklagte hat eine Stellungnahme nach Aktenlage des Facharztes fÃ¼r
Nervenheilkunde Dr. Dr. W, Bad O, vom 4. MÃ¤rz 2001 eingeholt. Dieser hat
eingewandt, die bei dem KlÃ¤ger bestehende phobisch und episodisch-paroxysmale
AngststÃ¶rung kÃ¶nne nicht auf den Arbeitsunfall zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden. Es
bedÃ¼rfe einer schlÃ¼ssigen ErklÃ¤rung, warum die Angstsymptomatik erst fÃ¼nf
Jahre spÃ¤ter klinisch manifest und behandlungsbedÃ¼rftig geworden sei, ohne
dass der KlÃ¤ger in irgendeiner Weise sich wÃ¤hrend dieser Zeit Ã¤rztlich oder
psychologischerseits behandlungsbedÃ¼rftig gezeigt habe. Es fehle an
BrÃ¼ckensymptomen, die Dr. G aus der fÃ¼r die BeweisfÃ¼hrung nicht
ausreichenden GlaubwÃ¼rdigkeit der Angaben des Verunfallten herleite. FÃ¼r die
Bewertung des Kausalzusammenhangs stelle eine enge zeitliche Bindung zwischen
dem Trauma und der ersten Manifestation der StÃ¶rung im psychischen Bereich ein
auÃ�erordentlich wichtiges Beurteilungskriterium dar. Gegen den
Kausalzusammenhang sprÃ¤chen die Tatsache, dass bei dem KlÃ¤ger schon
anlagemÃ¤Ã�ig psychische StÃ¶rungen vorgelegen hÃ¤tten und die Tatsache, dass
sich das Krankheitsgeschehen seit 1988 bis heute stÃ¤ndig ausgeweitet habe.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 19. Februar 2002 hat das
Sozialgericht den den KlÃ¤ger seit 1. August 1989 behandelnden Dr. A und die
Mutter des KlÃ¤gers als Zeugen vernommen. Durch Urteil vom selben Tage hat es
die Beklagte verurteilt, dem KlÃ¤ger wegen der Folgen des am 25. Oktober 1983
stattgehabten Arbeitsunfalls ab 1. Juli 1998 eine Verletztenteilrente nach einer
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit von 30 v.H. zu gewÃ¤hren. Eine phobisch und
episodisch paroxysmale AngststÃ¶rung sei durch den Arbeitsunfall verursacht
worden. Nach dem SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. G stehe fÃ¼r die Kammer
fest, dass das lebensbedrohende Unfallereignis fÃ¼r die AngststÃ¶rung
Ã¼berragende Bedeutung habe. Entgegen der Auffassung der Beklagten sei auch
eine Angstsymptomatik belegt, die nicht ausnahmslos durch Vorlage Ã¤rztlicher
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Befunde erbracht werden kÃ¶nne. Aufgrund der Angaben des KlÃ¤gers sowie der
glaubhaften Angaben der Mutter stehe fÃ¼r die Kammer fest, dass der KlÃ¤ger in
dem fraglichen FÃ¼nf-Jahres-Zeitraum bis 1988 an Panikattacken gelitten habe.
Sein Ausbildungsbetrieb habe ihn von der Arbeit in Gruben freigestellt. Trotz
Einsetzen des Winters nur wenige Wochen nach dem Unfall habe der KlÃ¤ger
wieder sein Motorrad benutzt, stÃ¤ndig habe er Angst gehabt, habe immer
jemanden in seiner NÃ¤he gesucht, um nur nicht allein sein zu mÃ¼ssen. Diese
Ereignisse habe der KlÃ¤ger bei verschiedenen Gelegenheiten geschildert. Die
Mutter des KlÃ¤gers habe fÃ¼r die Kammer glaubhaft geschildert, dass ihr bis zum
Unfall lebensfrohes Kind danach verÃ¤ndert gewesen sei, insbesondere den
Aufenthalt an vielen Orten nicht mehr habe ertragen kÃ¶nnen. Die Kammer folge
auch dem Vorschlag von Dr. G, nach dem die MdE mit 30 v.H. zu bewerten sei. Dr.
G habe unter Bezugnahme auf die einschlÃ¤gigen Darlegungen in
SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit ausgefÃ¼hrt,
dass die stÃ¤rker behindernde StÃ¶rung eine MdE von 30 v.H. bedinge.

Mit der Berufung vom 28. MÃ¤rz 2002 gegen das ihr am 15. MÃ¤rz 2002 zugestellte
Urteil macht die Beklagte unter Bezugnahme auf das Gutachten von Dr. H und die
Stellungnahme von Dr. Dr. W geltend, dass ein Zusammenhang der Beschwerden
des KlÃ¤gers im psychischen Bereich mit seinem Arbeitsunfall nicht bestehe.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 19. Februar 2002 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat eine ergÃ¤nzende Stellungnahme von Dr. G vom 26. Juli 2002
eingeholt. Dieser hat darauf verwiesen, dass sich die phobische AngststÃ¶rung
maskiert in Form sympathischer Dysfunktionen mit Schwindel-,
BlutregulationsstÃ¶rungs- und Schmerzsymptomen geÃ¤uÃ�ert habe. Entgegen der
Auffassung von Dr. Dr. W sei es unzutreffend, dass beim KlÃ¤ger etwa
krankheitswertige psychische Symptome in der Zeit bis 1988 nicht nachgewiesen
seien. Der persÃ¶nlichkeitsmÃ¤Ã�ig zum VerdrÃ¤ngen und Somatisieren Neigende
habe durchaus krankheitswertige psychisch relevante Symptome bereits ab 1983
gehabt, die sich anfangs Ã¼berwiegend in vegetativ vermittelten
KÃ¶rperstÃ¶rungen geÃ¤uÃ�ert hÃ¤tten. Dass ein bezÃ¼glich der psychischen
Angstsymptomatik groÃ�er Leidensdruck mit spÃ¤tem Aufsuchen einschlÃ¤giger
Hilfen stattgefunden habe, sei auf dem Hintergrund seiner PersÃ¶nlichkeitsstruktur
zu verstehen und fÃ¼r Angstpatienten keinesfalls untypisch. Angst kÃ¶nne sich
hinter der Maske vieler PhÃ¤nomene verbergen. Entgegen der Auffassung von Dr.
Dr. Whabe sich das Krankheitsgeschehen auch nicht stÃ¤ndig ausgeweitet,
vielmehr habe der KlÃ¤ger erst im Laufe der Jahre gelernt, mehr Offenheit
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hinsichtlich der psychischen Aspekte der AngststÃ¶rung zu entwickeln.

In einer daraufhin von der Beklagten eingeholten Stellungnahme nach Aktenlage
hat der Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Prof. Dr. Gunter dem 1. Oktober
2002 angegeben, Dr. G sei es entgangen, dass Frau D abschlieÃ�end erwÃ¤hnt
habe, eine Gewichtung der verschiedenen Faktoren sei angesichts der zeitlichen
VerlÃ¤ufe und der eher spÃ¤rlichen Dokumentation kaum leistbar. Eine plausible
Schilderung bei einem Zeitintervall zwischen 1983 und 1998 reiche nicht aus, hier
BrÃ¼ckenphÃ¤nomene zu sehen, vielmehr sei festzustellen, dass es sich um
kurzzeitig geschilderte Ereignisse ohne wesentlich weitergehende Problematik
gehandelt habe. Das Erlebnis von 1983 habe ein Anfangserlebnis dargestellt,
welches zunÃ¤chst nicht zu einer weitergehenden Symptomatik gefÃ¼hrt habe,
dann aber mit Manifestwerden einer sich langsam entwickelnden, zunehmenden
und unfallunabhÃ¤ngigen psychischen StÃ¶rung mit in diese hineingenommen
worden sei.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten
(einschlieÃ�lich der Akten des SG â�� S 68 U 937/99 -) und die Verwaltungsakten
der Beklagten, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren, verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der Beklagten ist unbegrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat zu Recht
entschieden, dass dem KlÃ¤ger wegen des Vorliegens einer phobisch und
episodisch paroxysmalen AngststÃ¶rung als Folge des Arbeitsunfalles vom 25.
Oktober 1983 eine Verletztenrente zu gewÃ¤hren ist.

GemÃ¤Ã� Â§Â§ 212, 214 Abs. 3 Sozialgesetzbuch (SGB) VII sind auf den Rechtsstreit
nicht die Vorschriften der Reichsversicherungsordnung, sondern diejenigen des SGB
VII anzuwenden, weil eine Verletztenrente erst fÃ¼r die Zeit nach In-Kraft-Treten
des SGB VII am 1. Januar 1997 geltend gemacht wird.

Nach Â§ 56 Abs. 1 Satz 1 SGB VII haben Versicherte Anspruch auf eine Rente, deren
ErwerbsfÃ¤higkeit infolge eines Versicherungsfalls Ã¼ber die 26. Woche nach dem
Versicherungsfall hinaus um wenigstens 20 v.H. gemindert ist. Voraussetzung fÃ¼r
den vom KlÃ¤ger geltend gemachten Anspruch ist neben dem unstreitigen
Vorliegen eines Arbeitsunfalles und dem unstreitigen Vorliegen einer Erkrankung,
dass zwischen dem Unfallereignis und der GesundheitsstÃ¶rung ein ursÃ¤chlicher
Zusammenhang besteht (haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t). Dieser
Zusammenhang muss nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
hinreichend wahrscheinlich sein (vgl. BSGE 58, 76, 79). Hierunter ist eine
Wahrscheinlichkeit zu verstehen, nach der bei vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung aller
UmstÃ¤nde den fÃ¼r den Zusammenhang sprechenden UmstÃ¤nden ein deutliches
Ã�bergewicht zukommt, so dass darauf die richterliche Ã�berzeugung gestÃ¼tzt
werden kann. Haben mehrere Bedingungen zu einem Erfolg rechtlich wesentlich
beigetragen, so sind sie rechtlich gleichwertig nebeneinander stehende
Mitursachen, wenn sie in ihrer Bedeutung und Tragweite fÃ¼r den Eintritt des
Erfolges annÃ¤hernd gleichwertig sind; nur wenn einer dieser Kausalreihen
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gegenÃ¼ber den anderen mitwirkenden Bedingungen eine Ã¼berragende
Bedeutung zukommt, ist diese allein Ursache im Rechtssinn. Haben also mit
hinreichender Wahrscheinlichkeit neben dem Arbeitsunfall unfallfremde Ursachen in
fÃ¼r sich gesehen wesentlicher Weise mitgewirkt, mÃ¼ssen diese verschiedenen
mitwirkenden Kausalreihen in ihrer Bedeutung und Tragweite fÃ¼r den streitigen
Schaden gegeneinander abgewogen werden (vgl. u.a. BSG SozR 2200 Â§ 548 Nr.
84).

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme stellt das Unfallereignis die wesentliche
Bedingung fÃ¼r das Entstehen der AngststÃ¶rung dar. Dr. G verweist fÃ¼r den
Senat schlÃ¼ssig und nachvollziehbar darauf, dass das lebensbedrohende
Unfallereignis, das der KlÃ¤ger im Alter von 17 Jahren erlebt hat, Ã¼berwiegende
Bedeutung fÃ¼r die Entwicklung des Krankheitsbildes gehabt hat. Den Einwand
dagegen, dass der KlÃ¤ger psychisch vorbelastet gewesen sei und wÃ¤hrend fÃ¼nf
Jahren keine behandlungsbedÃ¼rftigen Angstsymptome entwickelt habe, widerlegt
Dr. G nachvollziehbar dahingehend, gerade die verdrÃ¤ngende
PersÃ¶nlichkeitsstruktur des KlÃ¤gers habe dazu gefÃ¼hrt, dass es mehrere Jahre
gedauert habe, bis es zu einer ausgeprÃ¤gten Angsterkrankungsmanifestation mit
entsprechendem Aufsuchen von einschlÃ¤gigen Hilfen gekommen sei. Dies sei
zudem fÃ¼r Angstpatienten keineswegs untypisch. Der Einwand von Dr. Dr. W, es
kÃ¶nne nicht auf die Angaben des KlÃ¤gers abgestellt werden, da diese fÃ¼r die
BeweisfÃ¼hrung nicht ausreichend seien, berÃ¼cksichtigt nicht, dass fÃ¼r die
Feststellung des Kausalzusammenhangs die hinreichende Wahrscheinlichkeit
genÃ¼gt (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 548 Nr. 84 mit weiteren Nachweisen). Diese ist
vorliegend zu bejahen, weil Dr. G und Frau D darauf verwiesen haben, dass in dem
Zwischenzeitraum Ã¼berwiegend vegetativ vermittelte KÃ¶rperstÃ¶rungen hÃ¤tten
festgestellt werden kÃ¶nnen. Dabei hat der Senat maÃ�geblich berÃ¼cksichtigt,
dass sowohl Dr. G als auch Frau D die Angaben des KlÃ¤gers nicht unkritisch
Ã¼bernommen haben, sondern auf WidersprÃ¼chlichkeiten seiner Angaben ihnen
gegenÃ¼ber hingewiesen haben. So hat Dr. G ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger ihm
gegenÃ¼ber die seit der Kindheit bestehenden psychosomatischen StÃ¶rungen
verschwiegen habe. Frau D hat darauf verwiesen, dass im GesprÃ¤ch mit dem
KlÃ¤ger ein hÃ¤ufiges Auseinanderklaffen der gemachten Angaben und der
beobachtbaren Affektlage deutlich werde. Dennoch sind beide Ã¼bereinstimmend
zu dem Schluss gekommen, dass der KlÃ¤ger glaubhaft Symptome bereits aus der
FrÃ¼hphase, d.h. dem Zeitraum von 1983 bis 1988, angegeben habe. ErgÃ¤nzend
hat der Senat â�� wie bereits das Sozialgericht â�� berÃ¼cksichtigt, dass der
Nachweis der Erkrankung nicht nur durch Ã¤rztliche Behandlungen gefÃ¼hrt
werden kann, sondern auch sonstige Beweiszeichen zu berÃ¼cksichtigen sind.
Zutreffend hat sich das Sozialgericht insoweit insbesondere auf die Angaben der
von ihm vernommenen Mutter bezogen.

Der Annahme eines Ã¼berwiegenden Kausalzusammenhangs stehen auch die
AusfÃ¼hrungen von Frau D, dass eine Gewichtung der verschiedenen Faktoren,
nÃ¤mlich des traumatisierenden Initialereignisses, der lebensgeschichtlich
belastenden Ereignisse aus dem Bereich der Familie und Beruf sowie der
problematischen PersÃ¶nlichkeitsstruktur nicht mÃ¶glich sei, nicht entgegen. Ist
nÃ¤mlich das eindeutige Ã�berwiegen einer Schadensanlage bzw. unfallfremder

                               6 / 7



 

Ereignisse nicht feststellbar und damit eine Ã¼berwiegend wesentliche Bedeutung
der Schadensanlage bzw. der unfallfremden EinflÃ¼sse im Rahmen der AbwÃ¤gung
nicht begrÃ¼ndbar, darf der Arbeitsunfall nicht als Gelegenheitsursache angesehen
werden. Die gute MÃ¶glichkeit, dass kÃ¶rpereigene Ursachen den Schaden
herbeigefÃ¼hrt haben, reicht nach der Rechtsprechung des BSG (a.a.O.) zur
Verneinung des Kausalzusammenhangs nicht aus.

Die Ã¼berwiegende Wahrscheinlichkeit des Zusammenhangs zwischen dem
Arbeitsunfall und der AngststÃ¶rung wird auch nicht durch den Einwand von Prof.
Dr. G widerlegt, das Anfangserlebnis sei mit Manifestwerden einer sich langsam
entwickelnden, zunehmenden und unfallunabhÃ¤ngigen psychischen StÃ¶rung mit
in diese hineingenommen worden. Dieser Einwand wird nicht durch Bezugnahme
auf zu den Akten gelangte medizinische Unterlagen belegt. Des Weiteren beruht er
auf der Annahme, dass das Anfangserlebnis zunÃ¤chst nicht zu einer
weitergehenden Symptomatik gefÃ¼hrt habe, wÃ¤hrend Dr. G und Frau D aufgrund
einer umfassenden Untersuchung des KlÃ¤gers gerade dargelegt haben, dass das
Anfangserlebnis in unmittelbarer Folge zu GesundheitsstÃ¶rungen gefÃ¼hrt hat, die
wegen der besonderen PersÃ¶nlichkeitsstruktur des KlÃ¤gers nicht als
Angstsymptomatik aufgetreten seien.

Nach alledem hÃ¤lt der Senat aufgrund der dargelegten medizinischen Erkenntnisse
den Arbeitsunfall fÃ¼r eine wesentliche Teilursache der gegenwÃ¤rtig bestehenden
AngststÃ¶rung, wÃ¤hrend die vorbestehende PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung allenfalls
eine annÃ¤hernd gleichwertige Mitursache darstellt.

Das Sozialgericht hat auch zutreffend entschieden, dass die MdE des KlÃ¤gers mit
30 v.H. zu bewerten ist. Hierzu hat es sich zu Recht auf die EinschÃ¤tzung von Dr.
GgestÃ¼tzt.

Die Kostenentscheidung folgt dem Ergebnis in der Hauptsache. Sie beruht auf Â§
193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht
vor.

Erstellt am: 02.04.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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